
 

Impressum: Land Salzburg, Büro Brüssel, Rue Frédéric Pelletier 107, B-1030 Brüssel, T: +32 2 74 30 760, F: +32 2 74 30 761, F intern: 3306, E: bruessel@salzburg.gv.at 

Redaktion: © Michaela Petz-Michez; Maren Kuschnerus • Koordination: Maren Kuschnerus, Angelika Badiqué • I: www.salzburg.gv.at/themen/se/europa/kontakte/eu-vbb.htm 

Infosheet 
 

EK schlägt Modernisierung der EU-Regeln für öffentlich e Auftragsvergabe vor 
 
 
Im Dezember 2011 hat die Kommission – so wie in der so genannten Binnenmarktakte (KOM(2011) 206) bereits angekündigt – Richtlinienvorschläge bezüglich der Regeln 
zum öffentlichen Auftragswesen vorgelegt. Die beiden Richtlinienvorschläge zum öffentlichen Auftragswesen (KOM(2011) 895 und KOM(2011) 896) und der 
Richtlinienvorschlag zu Konzessionen (KOM(2011) 897)  sind Teil eines Gesamtprogramms, das auf die umfassende Modernisierung der Regeln zum öffentlichen 
Auftragswesen abzielt, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Umsetzung der Beschäftigungs- und Wachstumsstrategie 2010-2020 "Europa 2020".  
 
Die vorgeschlagene Reform peilt dabei vor allem folgende Ziele an: 

• die Vereinfachung und Flexibilisierung der Vergabeverfahren und –regeln; 
• die Förderung des Zugangs zu öffentlichen Aufträgen für Klein- und Mittelbetriebe (KMU); 
• die Erleichterung einer besseren qualitativen Verwendung der öffentlichen Auftragsvergabe;  
• Verbesserungen in punkto Behebung von Interessenkonflikten und Bekämpfung von Günstlingswirtschaft bzw. Korruption; 
• die Bestellung einer einzigen nationalen Behörde in jedem Mitgliedstaat, um eine bessere Anwendung der Regeln vor Ort sicherzustellen. 

 
Das reformierte System zur Auftragsvergabe in der EU soll als Schlüssel zu einem transparenteren und wettbewerblich organisierten Instrumentarium dienen, mit dessen 
Hilfe es den Behörden in Europa, die als öffentliche AuftraggeberInnen jährlich fast ein Fünftel des BIP für Lieferungen und Leistungen ausgeben, ermöglicht werden soll, 
Beschaffungen auf flexible und benutzerInnenfreundliche Art zum besten Preis-Leistungsverhältnis zu tätigen. Damit soll die bestmögliche Verwendung der  
SteuerzahlerInnenmittel durch die öffentliche Hand in der EU angestrebt werden. 
 
Als nächstes beraten das Europäische Parlament und der Rat über die Vorschläge der Kommission im Rahmen der Verhandlungen zur Binnenmarktakte.  
Die Verhandlungen sollen bis Ende 2012 abgeschlossen sein. 
 
Weiterführende Informationen: 
http://ec.europa.eu/internal_market/publicprocurement/modernising_rules/reform_proposals_de.htm  
und http://ec.europa.eu/internal_market/smact/index_de.htm 
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